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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Automationsgestützte quantitative Prüfungsmethoden in der 
steuerlichen Außenprüfung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 6. September 2023 ein 
Schreiben zu automationsgestützten quantitativen Prüfungsmethoden in der 
steuerlichen Außenprüfung veröffentlicht. 

Hintergrund 

Bei einer steuerlichen Außenprüfung können mathematisch-statistische 
(quantitative) Prüfungsmethoden eingesetzt werden, um die 
Besteuerungsgrundlagen des Steuerpflichtigen zu verproben und auf Plausibilität 
zu überprüfen. Auch das Erkennen von Prüffeldern unter Risikogesichtspunkten 
ist mit quantitativen Prüfungsmethoden möglich. Sofern Auffälligkeiten in den 
Angaben des Steuerpflichtigen auftreten, werden weitere Prüfungshandlungen 
veranlasst, um die Ursache zu klären. Gleichzeitig ist der Steuerpflichtige nach § 
200 der Abgabenordnung bei der Sachaufklärung zur Mitwirkung verpflichtet. 

Wenn betriebliche Gründe eine glaubhafte Ursache für Auffälligkeiten sind, 
werden diese im Rahmen der Auswertung entsprechend berücksichtigt. Sollte 
keine ausreichende Begründung 
vorliegen, liegt nach § 158 Absatz 2 Nummer 1 der Abgabenordnung ein Anlass 
vor, die sachliche Richtigkeit und die Buchführung des Steuerpflichtigen zu 
beanstanden. 

Bei einer steuerlichen Außenprüfung können auch mehrere quantitative 
Prüfungsmethoden eingesetzt werden. Sie stehen dann nicht in einem 
Konkurrenzverhältnis zueinander, sondern ergänzen sich idealerweise 
gegenseitig und werden durch systematisch visualisierende Betrachtungen 
unterstützt. Der (kombinierte) Einsatz (mehrerer) quantitativer Prüfungsmethoden 
hängt von der Datenlage und dem Analyseziel der jeweiligen steuerlichen 
Außenprüfung ab. 

Den Ergebnissen aus der Anwendung quantitativer Prüfungsmethoden kann bei 
der Widerlegung der gesetzlichen Beweisvermutung des § 158 Absatz 1 AO eine 
Beweiswirkung zukommen, besonders als Indiziengesamtheit. Die Ergebnisse 
können darüber hinaus nach § 162 Absatz 2 Satz 2 AO dazu führen, dass eine 
Schätzung durchgeführt werden muss. Quantitative Prüfungsmethoden sind von 
der Schätzung zu unterscheiden. 

Die Darstellung in dem Schreiben gibt einen Überblick über automationsgestützte 
quantitative Prüfungs- und Schätzungsmethoden. Sie ist jedoch nicht 
abschließend. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 5. September 2023, IV D 3 - S 1445/20/10007 :006.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/2023-09-05-automationsgestuetzte-quantitative-pruefungsmethoden-steuerl-Aussenpruefung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. September 2023 

 
 
 
Eine Bruchteilsgemeinschaft erbringt keine Leistungen gegen 
Entgelt als Unternehmer (Festhalten an den Urteilen des 
Bundesfinanzhofs vom 22.11.2018 - V R 65/17, BFHE 263, 90 und 
vom 07.05.2020 - V R 1/18, BFHE 270, 146). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Beschluss 
 
 
 
 
Der Begriff "Beteiligung" bei der Berechnung der 
Beteiligungsschwelle des § 8b Abs. 4 Satz 1 KStG für sogenannte 
Streubesitzdividenden (10 %) nimmt auf die allgemeinen 
Grundsätze der steuerrechtlichen Zurechnung von 
Wirtschaftsgütern (§ 39 AO) Bezug. Entscheidend ist somit das 
wirtschaftliche Eigentum an den Anteilen. 
 
 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die wirtschaftliche Eingliederung kann nicht nur aufgrund 
unmittelbarer Beziehungen zum Organträger bestehen, sondern 
auch auf der Verflechtung zwischen den Unternehmensbereichen 
verschiedener Organgesellschaften beruhen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Beschluss V B 44/22: 
Umsatzsteuer und 
Bruchteilsgemeinschaft 
 
 
 
 
 
 
28. August 2023 
 

Urteil I R 50/19: Zur 
Berechnung der 
Beteiligungsschwelle 
für 
Streubesitzdividenden 
 
 
 
 
 
7. Juni 2023 
 

 

 

Urteil V R 28/20: 
Umsatzsteuerliche 
Organschaft - 
wirtschaftliche 
Eingliederung 
 
 
11. Mai 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310173/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310172/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310172/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH: Direktanspruch auf Erstattung der Umsatzsteuer gegen das 
Finanzamt 
Aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens des Finanzgerichts Münster hat 
der Europäische Gerichtshof entschieden, dass dem Empfänger von Lieferungen 
ein Anspruch auf Erstattung von zu Unrecht in Rechnung gestellter 
Mehrwertsteuer (einschließlich der damit zusammenhängenden Zinsen), die er an 
seine Lieferer gezahlt hat, unmittelbar gegen die Steuerbehörde dann zusteht, 
wenn er unter anderem, ohne dass ihm Betrug, Missbrauch oder Fahrlässigkeit 
vorgeworfen werden können, diese Erstattung aufgrund der im nationalen Recht 
vorgesehenen Verjährung nicht mehr von diesen Lieferern fordern kann. 

Hintergrund 
Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft den Anspruch auf einen aus 
Billigkeitsgründen zu gewährenden Erlass der von den deutschen 
Finanzbehörden nachträglich geforderten Mehrwertsteuer und der darauf 
festgesetzten Zinsen. 
Der Kläger, ein Land- und Forstwirt hatte in 2011 bis 2013 Holz von 
verschiedenen Lieferanten erworben, welches er anschließend als Brennholz an 
seine Kunden weiterverkaufte und lieferte. Während in den Rechnungen seiner 
Lieferanten der normale Mehrwertsteuersatz von 19 % ausgewiesen wurde, hatte 
der Kläger in den Rechnungen an seine Kunden den (zutreffenden) ermäßigten 
Satz von 7 % ausgewiesen und brachte die Vorsteuer aus den Käufen zu 19 % in 
Abzug. Dem folgte das Finanzamt nicht und kürzte dessen Vorsteuer 
entsprechend. Der Kläger machte seine Einwendungen vor dem Finanzgericht 
Münster geltend, welches in Folge an den EuGH herantrat. 
Mehr zum Hintergrund und dem Vorlagebeschluss des Finanzgerichts lesen Sie 
in unserem Blogbeitrag vom 20. Oktober 2022. 
Urteil des EuGH 
Die Entscheidung des EuGH erfolgte auch hier unter dem Blickwinkel der 
Neutralität und dem Recht auf Vorsteuerabzug, das integraler Bestandteil des 
Mechanismus der Mehrwertsteuer ist. In diesem Kontext sei auch ein Antrag auf 
Erstattung zu viel entrichteter Mehrwertsteuer der Anspruch auf Rückzahlung 
rechtsgrundlos gezahlter Beträge zu sehen, der die Folgen der Unvereinbarkeit 
der Abgabe mit dem Unionsrecht beheben soll. 
Der EuGH entschied, dass dem Empfänger von Lieferungen von Gegenständen 
ein Anspruch auf Erstattung der zu Unrecht in Rechnung gestellten 
Mehrwertsteuer, die er an seine Lieferer gezahlt hat und die diese an die 
Staatskasse abgeführt haben, einschließlich der damit zusammenhängenden 
Zinsen, unmittelbar gegen die Steuerbehörde dann zusteht, wenn er zum 
einen, ohne dass ihm Betrug, Missbrauch oder Fahrlässigkeit vorgeworfen 
werden können, diese Erstattung aufgrund der im nationalen Recht 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232873/update-eugh-vorlage-zur-reichweite-des-sog.-reemtsma-anspruchs/
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vorgesehenen Verjährung nicht mehr von diesen Lieferern fordern kann und 
zum anderen formal die Möglichkeit besteht, dass diese Lieferer - nachdem sie 
die ursprünglich an den Empfänger dieser Lieferungen gerichteten Rechnungen 
berichtigt haben - im Nachhinein von der Steuerbehörde die Erstattung des zu 
viel gezahlten Betrags verlangen. Wird die von der Steuerbehörde zu Unrecht 
erhobene Mehrwertsteuer nicht innerhalb einer angemessenen Frist erstattet, ist 
der Schaden, durch die Zahlung von Verzugszinsen auszugleichen. 
Dies, so der EuGH, könne weder durch die hier fehlende Insolvenz noch durch 
die Gefahr einer doppelten Erstattung, die vom vorlegenden Gericht angeführt 
werden, in Frage gestellt werden. Die bisher in der EuGH-Rechtsprechung einzig 
erwähnte Insolvenz als Grund für einen Erstattungsanspruch sei nicht 
abschließend, denn dies stelle nur einen der Fälle dar, in denen es unmöglich 
oder übermäßig schwierig sein kann, die Erstattung der zu Unrecht in Rechnung 
gestellten und entrichteten Mehrwertsteuer zu erhalten. 
Die Inanspruchnahme des Rechts auf Erstattung der zu Unrecht in Rechnung 
gestellten und entrichteten Mehrwertsteuer ist nur zu versagen, wenn feststeht, 
dass dieses Recht in betrügerischer Weise oder missbräuchlich geltend gemacht 
wird. Im vorliegenden Fall zeige sich jedoch, vorbehaltlich der vom vorlegenden 
Gericht vorzunehmenden Prüfungen, dass zum einen der Erwerber die in den 
Rechnungen ausgewiesene Mehrwertsteuer an die Lieferer gezahlt hat und dass 
zum anderen die Lieferer diese Mehrwertsteuerbeträge an die Steuerbehörde 
abgeführt haben (mehr hierzu in RZ. 33 des Urteils). 
Sollte der Kläger den Betrag, der der Verringerung seines ursprünglichen Abzugs 
entspricht, tatsächlich bereits an die Steuerbehörde gezahlt haben, ist ihm somit 
ein finanzieller Schaden entstanden, da er nicht über diesen Betrag verfügen 
kann. Wenn die von der Behörde zu Unrecht erhobene Mehrwertsteuer nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist erstattet wird, müsste dieser Schaden 
demnach, da er aufgrund eines Verstoßes des Mitgliedstaats gegen das 
Unionsrecht entstanden ist, durch die Zahlung von Verzugszinsen ausgeglichen 
werden. 
Fundstelle 
EuGH-Urteil vom 7. September 2023, Rechtssache C-453/22 Schütte 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
 
Kein Aufteilungsgebot bei Vermietung oder Verpachtung eines Grundstücks 
mit Betriebsvorrichtungen 
§ 4 Nr. 12 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) ist nicht auf die Verpachtung 
von auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen anzuwenden, wenn es 
sich hierbei um eine Nebenleistung zur Verpachtung eines Gebäudes als 
Hauptleistung handelt, die im Rahmen eines zwischen denselben Parteien 
geschlossenen Vertrags nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfrei ist, so 
dass eine einheitliche Leistung vorliegt (Folgeentscheidung zum EuGH-Urteil 
Finanzamt X vom 04.05.2023, C-516/21 und Aufgabe des Senatsurteils vom 
28.05.1998, V R 19/96). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Beschluss entschieden. 

Sachverhalt 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277073&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=339703
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/239289/ecj-direct-refund-claim-of-incorrectly-paid-vat-also-towards-tax-authorities/
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Der Kläger verpachtete in den Jahren 2010 bis 2014 (Streitjahre) Stallgebäude 
zur Putenaufzucht mit auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen. Es 
handelte sich bei diesen um speziell abgestimmte Ausstattungselemente für die 
vertragsgemäße Nutzung als Putenaufzuchtstall. Die Vorrichtungen dienten der 
Fütterung in der Putenhaltung, um die Tiere unter Einsatz einer 
Industrieförderspirale (vom Silo bis zur speziell entworfenen Futterschale) in der 
vorgegebenen Zeit zur Schlachtreife aufzuziehen. Heizungs- und 
Lüftungsanlagen dienten der Sicherung des jeweils erforderlichen Stallklimas 
(Aufzucht der Küken bei 29 °C, Absenkung der Stalltemperatur bis zur fünften 
Lebenswoche stufenweise auf 20 °C bis 22 °C). Spezielle Beleuchtungssysteme 
sorgten für eine gleichmäßige Ausleuchtung zur Vermeidung schädlicher 
Schattenplätze (entsprechend besonderer Rechtsvorschriften und 
Verbandsrichtlinien mit einer Beleuchtungsstärke zwischen 0,5 lx während der 
Nachtruhe und circa 20 lx am Tag). 
Der Kläger ging davon aus, dass seine Leistung bei der Verpachtung der 
Stallgebäude zur Putenaufzucht mit den auf Dauer eingebauten Vorrichtungen 
und Maschinen insgesamt steuerfrei sei. Es lag hierfür ein einheitliches Entgelt 
vor, das nach den vertraglichen Regelungen nicht auf die Überlassung des Stalls 
einerseits und Vorrichtungen und Maschinen andererseits aufgeteilt war. 
Das Finanzamt vertrat hingegen die Auffassung, dass das einheitlich vereinbarte 
Pachtentgelt nach Maßgabe der beim Kläger entstandenen Kosten zu 20 % auf 
die Vorrichtungen und Maschinen entfalle und insoweit steuerpflichtig sei. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte Erfolg. Nachdem das 
Finanzamt Revision eingelegt hatte, legte der BFH dem EuGH die Frage zur 
Vorabentscheidung vor. 
Hierauf hat der EuGH mit Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21 (siehe 
unseren Blogbeitrag) wie folgt geantwortet: 
"Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c der Richtlinie 2006/112/EG (...) ist dahin 
auszulegen, dass er auf die Vermietung auf Dauer eingebauter Vorrichtungen und 
Maschinen keine Anwendung findet, wenn diese Vermietung eine Nebenleistung 
zu einer Hauptleistung der Verpachtung eines Gebäudes ist, die im Rahmen 
eines zwischen denselben Parteien geschlossenen und nach Art. 135 Abs. 1 
Buchst. l dieser Richtlinie steuerbefreiten Pachtvertrags erbracht wird, und diese 
Leistungen eine wirtschaftlich einheitliche Leistung bilden." 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zutreffend entschieden, dass eine insgesamt steuerfreie 
Leistung vorliegt. Denn das sogenannte Aufteilungsgebot des § 4 Nr. 12 Satz 2 
UStG ist nicht auf die Vermietung oder Verpachtung (vorliegend: Verpachtung) 
von auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen anzuwenden, wenn es 
sich hierbei um eine Nebenleistung zur Vermietung oder Verpachtung 
(vorliegend: Verpachtung) eines Gebäudes als Hauptleistung handelt, die im 
Rahmen eines zwischen denselben Parteien geschlossenen Vertrags nach § 4 
Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfrei ist, so dass eine wirtschaftlich einheitliche 
Leistung vorliegt. 
Der EuGH begründete seine Entscheidung in der Vorlagefrage damit, dass sich 
aus Art. 135 Abs. 2 MwStSystRL kein Erfordernis ergibt, einen einheitlichen 
wirtschaftlichen Vorgang in eigenständige Leistungen aufzuteilen (EuGH-Urteil 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/234923/update-eugh-zur-aufteilung-des-entgelts-bei-der-steuerfreien-mitverpachtung-von-betriebsvorrichtungen/
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Finanzamt X, EU:C:2023:372, Rz 34). Daher ist in Bezug auf die Verpachtung 
eines Zuchtstalls und der in diesem Gebäude auf Dauer eingebauten Anlagen, 
die speziell an diese Zucht angepasst sind, wobei der Pachtvertrag zwischen 
denselben Parteien geschlossen ist und ein einheitliches Entgelt vorliegt, zu 
prüfen, ob diese Leistungen, wie es nahe zu liegen scheint, eine wirtschaftlich 
einheitliche Leistung darstellen (EuGH-Urteil Finanzamt X, EU:C:2023:372, Rz 
37). Im Fall einer wirtschaftlich einheitlichen Leistung, die zusammengesetzt ist 
aus einer nach Art. 135 Abs. 1 Buchst. l MwStSystRL steuerbefreiten 
Hauptleistung in Form der Vermietung oder Verpachtung eines Grundstücks und 
einer mit der Hauptleistung untrennbar verbundenen Nebenleistung, die nach Art. 
135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c MwStSystRL grundsätzlich von dieser Befreiung 
ausgeschlossen ist, ist die Nebenleistung --gleichwohl-- steuerlich ebenso zu 
behandeln wie die Hauptleistung (EuGH-Urteil Finanzamt X, EU:C:2023:372, Rz 
38). 
Dem schließt sich der BFH für die Auslegung von § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG an. An 
der bisherigen Annahme eines Aufteilungsgebots im BFH-Urteil vom 28. Mai 
1998, V R 19/96 ist somit nicht mehr festzuhalten, da § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG 
entsprechend Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c MwStSystRL richtlinienkonform 
auszulegen ist (Änderung der Rechtsprechung). Die Beurteilung bei 
Betriebsvorrichtungen entspricht damit der bei der Überlassung von Inventar (vgl. 
hierzu BFH, Urteil vom 11.11.2015, V R 37/14). 
Im Streitfall hat das Finanzgericht unter zutreffender Berücksichtigung der vom 
EuGH entwickelten Rechtsprechung zu Haupt- und Nebenleistungen (vgl. hierzu 
BFH, Beschluss vom 26.05.2021, V R 22/20, m.w.N. zur Rechtsprechung des 
EuGH) entschieden, dass eine einheitliche Leistung vorliegt, bei der die 
Überlassung der Betriebsvorrichtungen Nebenleistung zur Stallüberlassung war, 
so dass eine insgesamt nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfreie 
Leistung vorliegt. 
Das Finanzgericht hat dies zutreffend damit begründet, dass es sich bei den 
Vorrichtungen und Maschinen um speziell abgestimmte Ausstattungselemente 
handelte, die nur dazu dienten, die vertragsgemäße Nutzung des Putenstalls 
unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu nehmen. Die Vorrichtungen wurden 
für die Fütterung von Tieren in der Putenhaltung verwendet, um diese unter 
Einsatz einer Industrieförderspirale in der vorgegebenen Zeit zur Schlachtreife 
aufzuziehen. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 17. August 2023 (V R 7/23 (V R 22/20)), veröffentlicht am 7. 
September 2023. 
 

Business Meldungen 
 
Wer hetzt, verliert – auch seinen Job 
  
In dem Urteil vom 24. August 2023 (2 AZR 17/23) hatte das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) zu entscheiden, inwieweit eine unangemessene Kommunikation von 
Arbeitskollegen in privaten Chatgruppen vertraulich ist oder zu arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen führen kann. Das Urteil hat weitreichende Folgen für die 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310167/
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ZUM SEMINAR 

Kommunikation am Arbeitsplatz sowie in der Freizeit und für den vermeintlich 
privaten Umgang mit digitalen Medien. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
Equal-Pay-Entscheidung des BAG: Urteilsbegründung liegt vor 
  
Durch das Grundsatzurteil vom 16. Februar 2023 (Az. 8 AZR 450/21) hat das 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) klargestellt, dass die gleiche Bezahlung keine reine 
Verhandlungssache mehr ist. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 12. 
September 2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
 
 

Terminplaner 
  
Webinar-Reihe – Digital Breakfast 
„Workation − Steuerliche Fallstricke und 
Lösungen" 
Webinar, 16.9.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239306/wer-hetzt-verliert-auch-seinen-job/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239303/equal-pay-entscheidung-des-bag-urteilsbegruendung-liegt-vor/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239321/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-12.-september-2023/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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